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Betreff: öffentlich

Beitritt zum Verein Kommunales Nachbarschaftsforum Berlin-Brandenburg (KNF) e.V.

Erstellungsdatum 17.02.2020
Eingang 502: 17.02.2020

Einreicher: Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

04.03.2020 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Landeshauptstadt Potsdam tritt dem Verein Kommunales Nachbarschaftsforum Berlin und 
Brandenburg (KNF) e.V. als Gründungsmitglied bei.

Überweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeiräte: Nein
Ja, in folgende OBR:

Anhörung gemäß § 46 Abs. 1 BbgKVerf
zur Information
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Finanzielle Auswirkungen? Nein Ja

Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Mit dem Beitritt sind zukünftig jährlich Vereinsbeiträge in Höhe von 10.000 Euro zu leisten.
Dieses ist in der Haushaltsplanung des GB 4 abgesichert.

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1 Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4

Geschäftsbereich 5
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Berechnungstabelle Demografieprüfung:

Wirtschaftswachs-
tum fördern, 

Arbeitsplatzan-
gebot erhalten 
bzw. ausbauen 
Gewichtung: 30

Ein Klima von 
Toleranz und 

Offenheit in der 
Stadt fördern 

Gewichtung: 10

Gute Wohnbe-
dingungen für 

junge Menschen 
und Familien 
ermöglichen 

Gewichtung: 20

Bedarfsgerechtes 
und qualitativ 
hochwertiges 

Betreuungs- und 
Bildungsangebot für 
Kinder u. Jugendl. 

anbieten 
Gewichtung: 20

Selbstbe-
stimmtes 

Wohnen und 
Leben bis ins 

hohe Alter 
ermöglichen 

Gewichtung: 20

Wirkungs-
index 

Demografie

Bewertung 
Demografie-

relevanz

0 keine

Begründung:
Das Kommunale Nachbarschaftsforum Berlin-Brandenburg plant zum Ende des I. Quartals 2020 die 
Gründung des Vereins: Kommunales Nachbarschaftsforum Berlin und Brandenburg (KNF) e.V. 

Das KNF ist ein freiwilliger Zusammenschluss der Berliner Bezirke und Brandenburger Kommunen im 
Kernraum der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg und bildet seit Mitte der 1990er Jahre den 
Rahmen für den partnerschaftlichen Dialog zu Fragen der Stadt-Umland-Entwicklung. 

Das Kommunale Nachbarschaftsforum ist aktuell das einzige gesamtregionale länderübergreifende 
Austauschforum für Berlin und die angrenzenden Kommunen im Land Brandenburg und kann auf 
eine bemerkenswerte Entwicklung in den letzten Jahren zurückblicken. Über die KNF-Jahresthemen 
und -Jahreskonferenzen, den hierbei verfassten Positionen und Fachbeiträgen wird das KNF auf 
Landesebene, in den Regionen und Kreisen sowie bei Verbänden und Vereinen als wichtiger Partner 
wahrgenommen und akzeptiert. 

Anfang 2017 bildete sich die Anliegengruppe KNF Quo Vadis, in der Möglichkeiten für die 
Weiterentwicklung des KNF unter Berücksichtigung der aktuellen und zukünftigen Herausforderungen 
ermittelt und aufgezeigt wurden. Eindeutiges Ergebnis war die Empfehlung zur Gründung eines 
Vereins. 

Die Vereinsgründung sowie Satzungsentwürfe wurden in 2019 mit den Mitgliedern des KNF in den 
vier Arbeitsgemeinschaften diskutiert sowie Hinweise und Empfehlungen zu Satzung und 
Beitragsordnung gegeben. Die Resonanz in den vier teilräumlichen Arbeitsgemeinschaften war 
positiv, so dass die Vorsitzenden des KNF im August 2019 beschlossen, den Verein Kommunales 
Nachbarschaftsforum Berlin und Brandenburg (KNF) e.V. zu gründen.

Der Verein ist für viele Vorhaben förderantragsberechtigt bzw. kann für einzelne Aufgaben 
zweckgebundene Zuschüsse von Landesbehörden o.ä. erhalten. Somit bestehen vielfältige 
Möglichkeiten, durch die Akquise von Förder- und Finanzmitteln innovative Lösungsansätze und 
Modellvorhaben zu erproben sowie bei gemeinsamen Vorhaben zusätzliche Finanzierungsoptionen 
zu erschließen. Der Verein kann als Projektträger gemeinsame Projekte verantworten, d.h. initiieren, 
begleiten, durchführen und im Nachgang die gewünschten Ergebnisse im Blick behalten.

Durch die Gründung eines Vereins soll eine passende Trägerstruktur geschaffen werden, die das 
KNF auf eigene Füße stellt, selbstständiges Handeln ermöglicht, sich durch eine strategische 
Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit Gehör und Stimme verschafft, und somit die kommunalen 
Belange und Interessen der Berliner Bezirke und Brandenburger Kommunen im Kernraum der 
Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg besser bei den jeweiligen Adressaten vertritt.

Die Unterstützung des KNF bzw. der länderübergreifenden und interkommunalen Zusammenarbeit ist 
in den aktuellen bzw. neuen Koalitionsverträgen der Berliner und Brandenburger Landesregierung 
enthalten.

Die räumlichen und funktionalen Verflechtungen zwischen den Kommunen und zu Berlin werden mit 
dem weiter anhaltenden Wachstum immer intensiver. Fragen zu Standortentscheidungen und -ent-
wicklungen für Wohnen, Verkehr, Gewerbe, Frei- und Grünräume, Bildung, Betreuung, Handel, 
Versorgung etc. bedürfen mehr denn je über die formelle Planung hinaus engere Abstimmungen 
untereinander und gemeinsam getragene Lösungen. Erste Ansätze werden bspw. mit der Erarbeitung 
regionaler Entwicklungskonzepte an einzelnen Siedlungsachsen sowie mit länderübergreifenden und 
interkommunalen Modellvorhaben erprobt sowie durch die Länder unterstützt. Das KNF begleitet 
diese Prozesse und die Kommunikation zwischen den Kommunen sowie der Regionalplanung und 
den beiden Ländern. 
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Mit der Gründung eines Vereins bleiben die vorhandenen Qualitäten des KNF (nachbarschaftlicher 
Austausch, vertrauensvoller Dialog auf Augenhöhe, kommunaler Zusammenhalt usw.) bewahrt und 
gestärkt. Zugleich können die mit einem Verein verbundenen Vorteile genutzt werden. Dazu gehört 
zum Beispiel die Bildung eines leistungsstarken und selbstständig agierenden Vorstands als zentrale 
Vernetzungs- und Koordinierungsfunktion für die Kommunen und Berliner Bezirke, der über die 
allgemeine Netzwerkarbeit hinaus konkrete Unterstützungs- und Beratungsleistungen für die 
Kommunen bietet. Der Vorstand kann durch eine Geschäftsstelle unterstützt werden. 

Mit der Umsetzung eigener Projekte, durch Aufbereitung, Bereitstellung und Vermittlung von Daten-
grundlagen, methodischen Ansätzen oder übertragbaren Verfahrensweisen werden der Wissens- und 
Erfahrungsaustausch gefördert und die Kommunen bei ihren kommunalen Aufgaben gezielt 
unterstützt. Verwaltungshandeln wird unterstützt; personelle und finanzielle Kapazitäten in den 
Kommunen werden entlastet. 

Der Verein unterstützt und begleitet bei der Ermittlung, Ansprache und Gewinnung von Partnern und 
Akteuren aus der Region, aus unterschiedlichen Fach- bzw. Landesverwaltungen. Hierüber können 
Abstimmungs-und Beteiligungsprozesse organisiert und damit konsensfähige Lösungen und 
Entscheidungen interkommunal und länderübergreifend herbeigeführt werden.

Durch die Mitwirkung im Verein bzw. durch die Tätigkeit oder Entscheidungen des Vereins werden die 
rechtlichen Interessen und Zuständigkeiten der einzelnen Mitglieder nicht beeinträchtigt, oder 
Beschlussfassungen der kommunalen Gebietskörperschaften berührt bzw. in Frage gestellt. Dazu 
wird sich der Vorstand des Vereins eine Geschäftsordnung geben, die von der 
Mitgliederversammlung bestätigt werden muss. Die Geschäftsordnung soll u.a. die Herbeiführung von 
und den Umgang mit Beschlüssen des Vorstandes, deren Umsetzung sowie die Kommunikation 
gegenüber und die Zusammenarbeit mit Dritten regeln.

Anlagen:

Anlage 1 Darstellung der finanziellen Auswirkungen (2 Seiten)

Anlage 2 Satzung (7 Seiten)

Anlage 3 Beitragsordnung (2 Seiten)
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Darstellung der finanziellen Auswirkungen der Beschlussvorlage 

Betreff: Beitritt zum Verein Kommunales Nachbarschaftsforum e.V. 
_______________________________________________________________________________________________________________ 

1. Hat die Vorlage finanzielle Auswirkungen?  Nein  Ja 

2. Handelt es sich um eine Pflichtaufgabe?  Nein  Ja 

3. Ist die Maßnahme bereits im Haushalt enthalten?  Nein  Ja  Teilweise 

4. Die Maßnahme bezieht sich auf das Produkt Nr. 51103 Bezeichnung: Stadtentwicklung.

5. Wirkung auf den Ergebnishaushalt:

Angaben in EUro 
Ist-

Vorjahr 
lfd. Jahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr Gesamt 

Ertrag 
laut Plan 

0 0 0 0 0 0 
0 

Ertrag 
neu 

0 0 0 0 0 0 0 

Aufwand 
laut Plan 

0 0 0 0 0 0 0 

Aufwand 
neu 

0 10000 10000 10000 10000 10000 50000 

Saldo Ergebnishaushalt 
laut Plan 

0 0 0 0 0 0 0 

Saldo Ergebnishaushalt 
neu 

0 10000 10000 10000 10000 10000 50000 

Abweichung 
zum Planansatz 

0 10000 10000 10000 10000 10000 10000 

5. a Durch die Maßnahme entsteht eine Haushaltsbelastung über den Planungszeitraum hinaus bis
jährlich in der Höhe von insgesamt 10.000 Euro. 

6. Wirkung auf den investiven Finanzhaushalt:

Angaben in Euro 
Bisher 

bereitge-
stellt 

lfd. Jahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr 
Bis 

Maßnahme-  
ende 

Gesamt 

Investive Einzahlungen 
laut Plan 

Investive Einzahlungen 
neu 

Investive Auszahlungen 
laut Plan 

Investive Auszahlungen 
neu 

Saldo Finanzhaushalt 
laut Plan 

Saldo Finanzhaushalt 
neu 

Abweichung  
zum Planansatz 

7. Die Abweichung zum Planansatz wird durch das Produkt Nr. 51103
Bezeichnung Stadtentwicklung gedeckt.

8. Die Maßnahme hat künftig Auswirkungen auf den Stellenplan?  Nein  Ja 

Mit der Maßnahme ist eine Stellenerweiterung
von         Vollzeiteinheiten verbunden.
Diese ist bereits im Haushaltsplan berücksichtigt?  Nein  Ja 

9. Es besteht ein Haushaltsvorbehalt.  Nein  Ja 

    Anlage 1
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Hier können Sie weitere Ausführungen zu den finanziellen Auswirkungen darstellen (z. B. zur Herlei-
tung und Zusammensetzung der Ertrags- und Aufwandspositionen, zur Entwicklung von Fallzahlen 
oder zur Einordnung im Gesamtkontext etc.). 

 

Die dargestellten Aufwendungen beziehen sich auf die Finanzplanung/ den Haushalt 2018/19. In der Haus-
haltsplanung 2020 sind die Aufwendungen zum gegenwärtigen Planungsstand berücksichtigt. 

Anlagen: 
 Erläuterung zur Kalkulation von Aufwand, Ertrag, investive Ein- und Auszahlungen 

 (Interne Pflichtanlage!) 
 Anlage Wirtschaftlichkeitsberechnung (anlassbezogen) 
 Anlage Folgekostenberechnung (anlassbezogen) 
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Anlage 2 
 

Satzung, Stand 29. Januar 2020 
 

Kommunales Nachbarschaftsforum Berlin und Brandenburg (KNF) e.V. 
 

 
Präambel 

Die Berliner Bezirke sowie die brandenburgischen Landkreise, Städte, Gemeinden und Ämter 
im gemeinsamen Stadt-Umland-Raum kooperieren auf freiwilliger Basis seit vielen Jahren er-
folgreich im Kommunalen Nachbarschaftsforum (KNF) Berlin-Brandenburg. 

Die im KNF derzeit mitwirkenden Gebietskörperschaften und Partner sind sich darin einig, 
das Prinzip der freiwilligen Mitwirkung sowie die Plattformfunktion des KNF in Verbindung 
mit dem informellen Informationsaustausch der kommunalen Verwaltungen auch zukünftig 
beizubehalten. Zugleich wird angestrebt, sich in Abstimmung mit weiteren Partnern im Kern-
raum der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg mit eigenen Vorschlägen und Beiträgen stär-
ker als bisher in die Fragen der Stadt-Umland-Entwicklung einzubringen. 

Der Verein Kommunales Nachbarschaftsforum Berlin und Brandenburg e.V. will die fachliche 
Zusammenarbeit der Kommunen und anderen Gebietskörperschaften im Kernraum der 
Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg intensivieren. Ziel ist es, fachliche Beiträge für eine ge-
meinsame, abgestimmte und Ländergrenzen übergreifende Entwicklung insbesondere in den 
Themenfeldern Verkehr, Infrastruktur, Wirtschaft und Arbeit, Wohnen sowie Grün- und Frei-
raum zu leisten. 

Damit sollen langfristig tragfähige und den Bedürfnissen der Mitglieder und der beteiligten 
Partner entsprechende Entwicklungen eingeleitet und unterstützt werden. Der Verein ver-
steht sich als Sprachrohr und Interessenvertreter seiner Mitglieder und beteiligten Partner 
und setzt auf ein partnerschaftliches Miteinander im Dialog mit Politik, Verwaltung und wei-
teren Partnern der stadtregionalen Entwicklung. Die rechtlichen Interessen und Zuständig-
keiten der einzelnen Mitglieder sowie Beschlussfassungskompetenzen der kommunalen Ge-
bietskörperschaften bleiben von den Entscheidungen des Vereins unberührt. 

 

§ 1 Name und Sitz des Vereins  

(1) Der Verein führt den Namen Kommunales Nachbarschaftsforum Berlin und Branden-
burg (KNF). e.V. Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und trägt dann den 
Zusatz „e.V.“.  

(2) Sitz des Vereins ist .......  
(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Ziel und Zweck des Vereins 

(1) Der Verein Kommunales Nachbarschaftsforum Berlin und Brandenburg (KNF) e.V. 
verfolgt folgende Ziele und Zwecke: 

a. Informationsaustausch über aktuelle Planungsfragen in den beteiligten Ge-
bietskörperschaften sowie Erörterung von Planungsthemen von gemeinsa-
mem Interesse mit Fachverwaltungen, Entwicklungsgesellschaften, öffentli-
chen Planungsträgern und anderen, 
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b. Meinungsbildung über gemeinsame Leitvorstellungen und Interessen räumli-
cher Entwicklung und Formulierung entsprechender Positionen, 

c. Erarbeitung gemeinsamer interkommunaler bzw. Ländergrenzen übergreifen-
der Entwicklungskonzepte für den Gesamtraum oder Teilräume,  

d. Formulierung eigener Fachbeiträge und Lösungsvorschläge zu einzelnen Fra-
gestellungen bzw. Teilräumen und Einbringen in die entsprechenden fachli-
chen Gremien, 

e. Vorbereitung, Abstimmung und Umsetzung gemeinsamer Projekte, 
f. Sprachrohr und Interessenvertretung der Mitglieder und beteiligten Partner 

im Dialog mit Politik, Verwaltung und weiteren Partnern der stadtregionalen 
Entwicklung, 

g. Erbringung von Unterstützungsleistungen für die Vereinsmitglieder und betei-
ligten Partner im Rahmen der Vereinsziele und –zwecke. 

(2) Der Verein verfolgt keine unmittelbaren wirtschaftlichen Zwecke. 

 
§ 3 Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder des Vereins Kommunales Nachbarschaftsforum Berlin und Brandenburg 
e.V. können das Land Berlin (als Einheitsgemeinde, für sich und die Berliner Bezirke), 
Brandenburger Landkreise, Städte, Gemeinden und Ämter im KNF-Raum (siehe An-
lage Karte KNF-Raum) werden. Die Mitgliedschaft ist freiwillig und muss gegenüber 
dem Vorstand erklärt werden. Es besteht eine Übergangszeit von zwei Jahren (bis 31. 
März 2022), in der die derzeitigen KNF-Mitglieder auch ohne Beitritt zum Verein als 
vorläufige Mitglieder mitwirken können. Nach dem 31. März 2022 ist die vorläufige 
Mitgliedschaft einer kommunalen Gebietskörperschaft nicht mehr möglich. 

(2) Das Land Berlin als Einheitsgemeinde wird durch die für die Flächennutzungsplanung 
zuständige Senatsverwaltung, derzeit die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Wohnen, vertreten. 

(3) Weitere Kommunen und Gebietskörperschaften außerhalb des in der Anlage bezeich-
neten Raumes können die Aufnahme in den Verein Kommunales Nachbarschaftsfo-
rum Berlin und Brandenburg e.V. beim Vorstand beantragen. Über die Aufnahme von 
Kommunen und Gebietskörperschaften als Mitglieder außerhalb des in der Anlage 
bezeichneten Raumes entscheidet die Mitgliederversammlung.    

(4) Weitere Partner der regionalen Entwicklung wie die Gemeinsame Landesplanungsab-
teilung Berlin-Brandenburg, die für Verkehr und Freiraum zuständige Senatsverwal-
tung und weitere Senatsverwaltungen im Land Berlin, das bzw. die für Infrastruktur, 
Stadtentwicklung, Landesplanung und Verkehr zuständige(n) Ministerium sowie wei-
tere Ministerien im Land Brandenburg, die Regionalen Planungsgemeinschaften im 
Land Brandenburg, die für den Raum zuständigen Industrie- und Handelskammern 
sowie Handwerkskammern, der Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg, der Handels-
verband Berlin-Brandenburg e.V., der Dachverband der Regionalparks e.V., andere 
kommunale Verbünde etc. können assoziiertes Mitglied in dem Verein Kommunales 
Nachbarschaftsforum Berlin und Brandenburg e.V. werden. Über die Aufnahme von 
assoziierten Mitgliedern entscheidet der Vorstand. 

(5) Der Vorstand kann weitere Partner, die die Vereinszwecke und –ziele unterstützen, 
zur Mitwirkung und Mitarbeit im Verein bzw. als assoziierte Mitglieder einladen.  

(6) Mit der Mitgliedschaft wird die Satzung und Beitragsordnung des Vereins anerkannt. 
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(7) Alle Mitglieder benennen namentliche ständige Vertreter/innen sowie namentlich 
deren Stellvertreter/innen, die/der das Mitglied in der Mitgliederversammlung, ggf. 
im Vorstand, in den teilräumlichen Arbeitsgemeinschaften, in Anliegengruppen etc. 
vertreten. Die Benennung weiterer Personen als Vertreter in teilräumlichen Arbeits-
gemeinschaften und Anliegengruppen ist zulässig. Sollten sich die Personen ändern, 
ist dem Vorstand der Wechsel der Personen mitzuteilen. Für die vorläufigen und die 
assoziierten Mitglieder gilt das Vorstehende entsprechend.  

(8) Die Mitgliedschaft wird beendet durch 
a. Erklärung zum Austritt gegenüber dem Vorstand bis zum 30.9. eines Jahres 

mit Wirkung zum Ende des Kalenderjahres, 
b. Ausschluss auf Beschluss der Mitgliederversammlung, wenn das Mitglied ge-

gen die Ziele oder Interessen des Vereins oder gegen die Satzung in erhebli-
chem Maße verstoßen hat oder wiederholt gegen diese verstößt. 

 
§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder sind in der Mitgliederversammlung stimmberechtigt.  
(2) Vorläufige und assoziierte Mitglieder haben in der Mitgliederversammlung Rederecht 

und sind nicht stimmberechtigt. 
(3) Die Mitglieder können die Unterstützung des Vereins im Rahmen der unter § 2 Ziel 

und Zweck des Vereins benannten Aufgaben in Anspruch nehmen. 
(4) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Umsetzung der Zielsetzungen des Vereins nach 

Kräften zu fördern und dem Verein die für seine Arbeit notwendigen Informationen 
und Grundlagen zu übermitteln. 

(5) Zur Zahlung der Mitgliedsbeiträge sind alle Mitglieder bis zum 31. März eines Jahres 
für das jeweilige Jahr verpflichtet. Freiwillige, projektbezogene Beiträge durch assozi-
ierte Mitglieder sind möglich. Näheres regelt die von der Mitgliederversammlung zu 
beschließende Beitragsordnung. 

(6) Für die Bemessung der Höhe der Mitgliedsbeiträge für das laufende Jahr ist jeweils 
die vom Amt für Statistik Berlin-Brandenburg amtlich festgesetzte Einwohnerzahl 
zum 31.12. des Vor-Vorjahres maßgebend. 

 
§ 5 Organe des Vereins Kommunales Nachbarschaftsforum Berlin und Brandenburg e.V. 

(1) Organe des Vereins Kommunales Nachbarschaftsforum Berlin und Brandenburg e.V. 
sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 

 
§ 6 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich auf Einladung des Vor-
standes statt. 

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet auf Beschluss des Vorstandes 
oder auf Antrag von mindestens 1/5 der Mitglieder auf Einladung des Vorstandes 
statt. 

(3) Sowohl zu den ordentlichen als auch zu den außerordentlichen Mitgliederversamm-
lungen sind alle Mitglieder mindestens zwei Wochen vor dem Termin schriftlich per 
Email oder in Briefform unter Angabe der Tagesordnung einzuladen.   

(4) Anträge zur Mitgliederversammlung sind spätestens eine Woche vor dem Termin 
beim Vorstand in Textform per Email einzureichen.  
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(5) Jedes Mitglied hat in der Mitgliederversammlung eine Stimme. Sie wird von der/dem 
ständigen Vertreter/in, die/der das Mitglied vertritt oder der/dem namentlich ge-
nannten Vertreter/in gemäß § 3 Abs. 6 abgegeben.  

(6) Das Land Berlin als Einheitsgemeinde hat zusätzlich zu seiner Stimme (Absatz 5) 12 
weitere Stimmen; für jeden Bezirk Berlins eine. Die Stimmrechtsausübung dieser 12 
Stimmen wird auf die 12 Bezirke, vertreten durch die Bezirksbürgermeister/innen, 
unwiderruflich übertragen (jeder Bezirk erhält eine Stimme). Eine Stimmrechtsaus-
übung durch das Land Berlin wird hinsichtlich dieser 12 zusätzlichen Stimmen ausge-
schlossen. Die Bezirksbürgermeister/innen sind berechtigt, die Stimmrechtsausübung 
auf eine von ihnen bevollmächtigte Person zu übertragen. Die Vollmacht (generell o-
der bezogen auf den Einzelfall) ist vor Stimmrechtsausübung in schriftlicher Form 
nachzuweisen.  

(7) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel der 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind und wenn die Mitgliederversammlung 
ordnungsgemäß einberufen wurde. 

(8) Ist die Mitgliederversammlung nicht beschlussfähig, kann der Vorstand zu einer 
neuen Mitgliederversammlung unter Beachtung der Fristen einladen. Diese Mitglie-
derversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen beschlussfähig, 
wenn sie ordnungsgemäß einberufen wurde. 

(9) Die Wahlen und die Beschlussfassungen in der Mitgliederversammlung erfolgen mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen der anwesenden Mitglieder. 
Beschlüsse, mit denen die Satzung oder die Beitragsordnung geändert oder der Vor-
stand abberufen werden soll, bedürfen einer Mehrheit von drei Vierteln der abgege-
benen gültigen Stimmen der anwesenden Mitglieder. Ein Beschluss, mit dem der Ver-
ein aufgelöst werden soll, bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen 
gültigen Stimmen aller Mitglieder. 

(10) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus 
formalen Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. 
Diese Satzungsänderungen müssen allen Vereinsmitgliedern sofort schriftlich mitge-
teilt werden. 

(11) Die Versammlungsleitung der Mitgliederversammlung wird durch den Vorsit-
zenden des Vorstands, im Falle dessen Verhinderung durch ein anderes Vorstands-
mitglied wahrgenommen. 

(12) Über die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die von 
dem Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

(13) Die Mitgliederversammlung hat folgende Aufgaben: 
a. Wahl oder Abberufung des Vorstandes  
b. Beschluss über Satzungsänderungen 
c. Beschluss zur Geschäftsordnung des Vorstandes   
d. Festlegung der Beitragsordnung 
e. Entlastung des Vorstandes 
f. Beschluss zum jährlichen Arbeits- und Wirtschaftsplan 
g. Beschluss zur Beteiligung und Mitwirkung in anderen Gremien 
h. Beschluss zur Vorbereitung, Durchführung und Finanzierung gemeinsamer 

Projekte mit Dritten 
i. Beschluss zur Aufnahme zusätzlicher Mitglieder außerhalb des KNF-Raumes  
j. Beschluss zum Zuschnitt und zur Zahl der teilräumlichen Arbeitsgemeinschaf-

ten 
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k. Beschluss über den Ausschluss von Mitgliedern 
l. Beschluss zur Auflösung des Vereins bzw. zur Verwendung des Vermögens. 

 
§ 7 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens acht und maximal zwölf Personen. Im Vorstand 
sollen die Teilräume sowie Berliner und Brandenburger Mitglieder und assoziierte 
Mitglieder möglichst gleichermaßen berücksichtigt werden.  

(2) Der/die Sprecher/in und stellvertretende Sprecher/in der vier teilräumlichen Arbeits-
gemeinschaften sind geborene Mitglieder des Vorstandes. Bis zu vier weitere Perso-
nen können in der Mitgliederversammlung in den Vorstand gewählt werden. 

(3) Die Vertreter der KNF-Mitglieder nach § 3 Abs. 1, die während der Übergangszeit (bis 
zum 31. März 2022) als vorläufige Mitglieder im Verein mitwirken, können von den 
teilräumlichen Arbeitsgemeinschaften für den vorgenannten Zeitraum in den Vor-
stand nach Absatz 2 entsandt werden. 

(4) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren ge-
wählt. Er bleibt bis zur Neuwahl eines Vorstandes im Amt. Scheidet ein geborenes 
Vorstandsmitglied (Absatz 2) während der Amtsperiode aus, entsenden die teilräum-
lichen Arbeitsgemeinschaften für den Rest der Amtsdauer ein Ersatzmitglied für das 
ausgeschiedene Vorstandsmitglied. Scheidet ein gewähltes Mitglied des Vorstands 
während der Amtsperiode aus, wählt die Mitgliederversammlung bei der nächsten 
ordentlichen Sitzung für den Rest der Amtsdauer ein Ersatzmitglied für das ausge-
schiedene Vorstandsmitglied. 

(5) Der Vorstand wählt aus seinem Kreis die/den Vorsitzende/n, zwei Stellvertreter/in-
nen und die/den Schatzmeister/in. Diese bilden den Vorstand i.S. von § 26 BGB und 
müssen Vertreter von Mitgliedern i.S. von § 3 Abs. 1 der Satzung sein. 

(6) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, die von der Mitgliederversammlung 
bestätigt werden muss. Die Geschäftsordnung regelt u.a. die Herbeiführung von und 
den Umgang mit Beschlüssen des Vorstandes, deren Umsetzung sowie die Kommuni-
kation gegenüber und die Zusammenarbeit mit Dritten. Die Geschäftsordnung stellt 
u.a. sicher, dass die Beschlussfassungskompetenzen der kommunalen Gebietskörper-
schaften von den Beschlüssen des Vorstandes unberührt bleiben.  

(7) Der Vorstand tritt mindestens viermal jährlich zusammen. Die Einladung ergeht unter 
Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von einer Woche durch die/den Vorsit-
zende/n. Die Beschlussfähigkeit des Vorstands ist gegeben, wenn mindestens die 
Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend ist. Über die Vorstandssitzung ist eine Nie-
derschrift zu fertigen. 

(8) Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung der Länder Berlin und Brandenburg 
nimmt als Gast an den Vorstandssitzungen teil. Der Vorstand kann weitere assozi-
ierte Mitglieder nach § 3 Abs. 4 einladen, im Vorstand mitzuarbeiten. Assoziierte Mit-
glieder sind jedoch nicht stimmberechtigt. 

(9) Der Vorstand kann Vereinbarungen mit assoziierten Mitgliedern zur Vorbereitung, 
Durchführung und Finanzierung gemeinsamer Projekte abschließen.  

(10) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins und vertritt den Ver-
ein gerichtlich und außergerichtlich im Außenverhältnis. 

(11) Die/der Vorsitzende des Vereins ist allein vertretungsberechtigt, alle anderen 
Mitglieder des Vorstands i.S. von § 26 BGB zu zweit.  
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§ 8 Geschäftsstelle / Geschäftsbesorger 

(1) Zur Unterstützung der Vereinsarbeit und zur Führung der laufenden Geschäfte kann 
der Vorstand eine Geschäftsstelle einrichten und/ oder einen Geschäftsbesorger be-
stellen. 

(2) Die Geschäftsstelle wird durch eine/n vom Vorstand bestellte/n Geschäftsführer/in 
geleitet. 

(3) Die Aufgaben der Geschäftsstelle werden in einem Geschäftsbesorgungsvertrag bzw. 
einem Dienstleistungsvertrag geregelt. 
 

§ 9 Teilräumliche Arbeitsgemeinschaften, Anliegengruppen und Jahreskonferenzen 

(1) Die inhaltliche und fachliche Zusammenarbeit des Vereins wird über die Mitglieder-
versammlung und Vorstand hinaus in den vier teilräumlichen Arbeitsgemeinschaften 
AG Süd, AG West, AG Nord und AG Ost, in themenbezogenen Anliegengruppen und 
auf den jährlichen Jahreskonferenzen geleistet.  

(2) Die Geschäftsstelle bzw. der Geschäftsbesorger unterstützt die teilräumlichen Ar-
beitsgemeinschaften und die Anliegengruppen in ihrer Arbeit und bereitet die Jah-
reskonferenzen vor und führt diese gemeinsam mit dem Vorstand durch. 

(3) Für die vier teilräumlichen Arbeitsgemeinschaften AG Süd, AG West, AG Nord und AG 
Ost gilt: 

a. Die Zuordnung der stimmberechtigten Mitglieder zu den teilräumlichen Ar-
beitsgemeinschaften wird von den Arbeitsgemeinschaften einvernehmlich für 
ihren Bereich festgelegt. Kann keine Einigung erzielt werden bzw. ist ein Mit-
glied in keine teilräumliche Arbeitsgemeinschaft aufgenommen, entscheidet 
der Vorstand über die Zuordnung des Mitglieds zu einer der teilräumlichen 
Arbeitsgemeinschaften.  

b. Der Zuschnitt und die Zahl der teilräumlichen Arbeitsgemeinschaften kann 
verändert werden. Voraussetzung dafür ist ein Beschluss der Mitgliederver-
sammlung auf Grundlage eines Vorschlages des Vorstandes  

c. Die Arbeitsgemeinschaften werden jeweils durch eine/n stimmberechtigte/n 
Sprecher/in und eine/n stimmberechtigte/n stellvertretende/n Sprecher/in 
vertreten. Dies gilt auch für die KNF-Mitglieder nach § 3 Abs. 1, die während 
der Übergangszeit (bis zum 31. März 2022) als vorläufige Mitglieder im Verein 
mitwirken. 

d. Die Sprecher/innen werden von den jeweiligen Mitgliedern der teilräumlichen 
Arbeitsgemeinschaften gewählt. Hier sollen Berliner und Brandenburger Part-
ner möglichst gleichermaßen berücksichtigt werden.  

e. Der/die Sprecher/in und stellvertretende Sprecher/in der Arbeitsgemein-
schaften werden von den Arbeitsgemeinschaften als geborene Mitglieder in 
den Vorstand des Vereins entsandt. 

f. Assoziierte Mitglieder können in allen teilräumlichen Arbeitsgemeinschaften 
mitwirken.  

g. Jede Arbeitsgemeinschaft führt mindestens drei Sitzungen pro Jahr, möglichst 
an verschiedenen Tagungsorten durch. In der Tagesordnung sollen neben der 
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regelmäßigen, gegenseitigen Berichterstattung (Informationsaustausch) ein-
zelne Themenschwerpunkte vertieft werden.  

h. Die Arbeitsgemeinschaften können die im § 2 definierten Ziele und Zwecke 
des Vereins durch eigene Stellungnahmen und Beiträge untersetzen und dem 
Vorstand zur Beschlussfassung, Kenntnisnahme oder Empfehlung vorlegen. 

i. Über die Mitglieder und assoziierten Mitglieder hinaus können und sollen 
Gäste oder Sachverständige zu den jeweiligen Themenschwerpunkten einge-
laden werden. 

(4) Für die themenbezogenen Anliegengruppen gilt: 
a. Themenbezogene Anliegengruppen können auf Beschluss des Vorstandes ge-

bildet werden und greifen teilraumübergreifende Fragestellungen und Her-
ausforderungen auf. 

b. Die Mitwirkung in den themenbezogenen Anliegengruppen richtet sich an alle 
Mitglieder; sie ist freiwillig und interessengeleitet. Über die Mitglieder und as-
soziierten Mitglieder hinaus können Gäste oder Sachverständige zur dauer-
haften Mitarbeit eingeladen werden. 

c. Jede Anliegengruppe wählt eine/n Sprecher/in aus ihrem Kreis, die/der die 
Anliegengruppe nach außen vertritt. 

d. Jede Anliegengruppe vereinbart ein jährliches Arbeitsprogramm, führt dieses 
durch und ist dem Vorstand gegenüber rechenschaftspflichtig. 

e. Die Anliegengruppen können die im § 2 definierten Ziele und Zwecke des Ver-
eins durch eigene Stellungnahmen und Beiträge untersetzen und dem Vor-
stand zur Beschlussfassung, Kenntnisnahme oder Empfehlung vorlegen.  

(5) Für die Jahreskonferenzen gilt: 
a. Die Jahreskonferenzen richten sich an alle stimmberechtigten und assoziier-

ten Mitglieder und haben eine große Außenwirkung zum Ziel. Sie sollen dazu 
dienen, die Interessen und Ziele des Vereins der Fachöffentlichkeit und der 
Politik zu vermitteln. 

b. Themen und Schwerpunkte der Jahreskonferenz werden in den teilräumli-
chen Arbeitsgemeinschaften sowie im Vorstand vereinbart sowie mit dem 
jährlichen Arbeitsplan in der Mitgliederversammlung bestätigt. 

(6) Weitere Gremien und Arbeitsformate können durch den Vorstand vereinbart und 
eingesetzt werden. 

 
§ 10 Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur von der Mitgliederversammlung mit einer Mehr-
heit von drei Vierteln aller Mitglieder beschlossen werden. 

(2) Bei Auflösung des Vereins ist das Vermögen an die Mitglieder gemäß der entspre-
chenden Vermögensanteile zurückzuführen. 

 
 
 
Ort/Datum 
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Anlage 3 

Beitragsordnung 

Kommunales Nachbarschaftsforum Berlin-Brandenburg e.V. 
 

Stand 21. Januar 2020 

 
§ 1 Grundsätze der Finanzierung 

(1) Die jährlichen Beiträge der Mitglieder setzen sich zusammen aus einer einwohnerbezogenen 

Umlage für die Brandenburgischen Städte und Gemeinden sowie aus Festbeiträgen für die 

Brandenburgischen Landkreise, die Stadt Potsdam und für das Land Berlin. 

(2) Für die Vorbereitung, Durchführung und Finanzierung gemeinsamer Projekte des Vereins mit 

Dritten kann der Vorstand Vereinbarungen mit assoziierten Mitgliedern und Partnern der 

regionalen Entwicklung abschließen. Die Vereinbarungen müssen von der 

Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bestätigt 

werden. 

(3) Zur Deckung zusätzlicher Finanzbedarfe können Sonderumlagen vereinbart werden. Diese 

werden vom Vorstand der Mitgliederversammlung vorgeschlagen und müssen von der 

Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen 

Stimmen bestätigt werden. 

§ 2 Höhe der Beiträge 

(1) Die jährliche Einwohnerumlage für die brandenburgischen Städte, Gemeinden und Ämter 

beträgt 0,10 € ct/EW, höchstens jedoch 10.000 € p.a.  

(2) Der jährliche Festbeitrag für die Brandenburgischen Landkreise und die Landeshauptstadt 

Potsdam beträgt 10.000 €. 

(3) Der jährliche Festbeitrag für das Land Berlin (als Einheitsgemeinde) beträgt 250.000 €, 

zuzüglich eines Festbeitrages für jeden mitwirkenden Bezirk in Höhe von 10.000 €.  

(4) Für die Bemessung der Höhe der Mitgliedsbeiträge für das laufende Jahr ist jeweils die vom 

Amt für Statistik Berlin-Brandenburg amtlich festgesetzte Einwohnerzahl zum 31.12. des Vor-

Vorjahres maßgebend. 

§ 3 Fälligkeit / Zahlungsweise 

(1) Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag bis zum 31. März des Beitragsjahres fällig. 

(2) Bei unterjährigem Eintritt wird der Jahresbeitrag anteilig ab dem Monat des angenommenen 

Aufnahmeantrages fällig.  

(3) Die Zahlung des Beitrages erfolgt per Überweisung auf das in der Zahlungsaufforderung des 

Vereins zur Zahlung genannten Kontoverbindung. 

(4) Bei Beendigung der Mitgliedschaft findet eine anteilige Rückzahlung des Mitgliedsbeitrages für 

das laufende Jahr nicht statt. 
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§ 4 Inkrafttreten 

(1) Die Beitragsordnung tritt mit Wirkung vom … in Kraft. 

(2) Die Beitragsordnung ist solange rechtswirksam, bis sie durch Beschluss der 

Mitgliederversammlung abgeändert wird. 
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